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Vorwort 

Die vorliegende Schrift  wurde als Dissertation im Wintersemester 
1965/66 der Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Abteilung der 
Wirtschaftshochschule Mannheim eingereicht und angenommen. Die 
Drucklegung konnte ohne wesentliche Änderungen vorgenommen 
werden. 

Es ist mir eine angenehme Pflicht, an dieser Stelle meinen akademi-
schen Lehrern, den Herren Professoren  Dr. Dr. Kuno Barth, Dr. Curt 
Sandig und Dr. Konrad Duden, meinen Dank für ihr Interesse an der 
Arbeit zum Ausdruck zu bringen. Weiter danke ich allen Persönlich-
keiten aus der Rechts- und Wirtschaftspraxis,  die mir im persönlichen 
Gespräch und in Briefen Anregungen und Hinweise gegeben und der 
Untersuchung ihre Aufmerksamkeit  gewidmet haben. Außerdem gi l t 
mein Dank dem Stifterverband  für die Deutsche Wissenschaft, der die 
Veröffentlichung  durch die Gewährung einer Druckkostenbeihilfe 
unterstützt hat. Herrn Ministerialrat a. D. Dr. J. Broermann, dem In-
haber des Verlages Duncker & Humblot, Berlin, gebührt Dank für die 
Aufnahme der Schrift  in sein Verlagsprogramm. 

Das Gebilde „Stif tung" weist viele Erscheinungsformen auf. Eine 
davon ist die Stiftung als Rechtsform für wirtschaftliche Unternehmen, 
eine noch wenig erprobte und erforschte,  aber immerhin mögliche 
rechtliche Konstruktion. Hierzu einen Beitrag zu liefern, ist das An-
liegen der hiermit vorgelegten Arbeit. 

Mannheim, im Februar 1966 
Heinz-Ludwig  Steuck 
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Einleitung 

Seit einigen Jahren erhält die Öffentlichkeit  immer wieder Kenntnis 
von wirtschaftlichen und sozialen Maßnahmen und Vorgängen, die in 
der Berichterstattung der Tagespresse gemeinhin mit „Stif tung" um-
schrieben werden. Von diesen sog. Stiftungen ist die Rede, wenn Kreise 
der Wirtschaft  große Leistungen finanzieller A r t — etwa in Form von 
Spenden und Schenkungen — zugunsten des öffentlichen  Wohls be-
wirken; noch häufiger werden Stiftungen jedoch im Zusammenhang 
mit der rechtlichen Verselbständigung, Organisation und Zweckwid-
mung von Vermögenskomplexen, die auch gewerbliche Betriebe sein 
können, genannt. 

Vor und nach der Jahrhundertwende führten Stiftungen weitgehend 
ein unbekanntes Dasein und das Augenmerk wurde nur in bescheide-
nem Maße auf sie gelenkt. Ob daraus auf den Grad der Häufigkeit von 
Stiftungsgründungen geschlossen werden kann, entzieht sich einer Fest-
stellung, wei l es in Deutschland Stiftungsregister,  die sämtliche recht-
lich selbständigen Stiftungen zahlenmäßig erfassen, nicht gibt. Ihr Be-
kanntwerden hängt oftmals vom Zufall ab, besonders dann, wenn es 
sich um Stiftungen mit örtlich begrenztem Wirkungskreis handelt. Die 
Verknüpfung von Stiftung und Betrieb offenbarte  sich nur in einigen 
wenigen Fällen besonders deutlich. Näher bekannt wurden bestimmte 
in Stiftungsform  betriebene Freie Sparkassen in den norddeutschen 
Hansestädten (ζ. B. Hamburger Sparcasse von 1827, Sparkasse von 
Lübeck)1 sowie die Carl-Zeiss-Stiftung, Jena (1889/96)2, die Dr. Ar thur-
Pfungst-Stiftung,  Frankfurt /M (1918), die die Firma „Naxos-Union 
Schleifmittel- und Schleifmaschinenfabrik"  führt,  die Possehl-Stiftung, 
Lübeck (1919) und die Seppeier-Stiftung, Rietberg/Westf.  (1936). 

Nach dem zweiten Weltkrieg erhielt das Stiftungswesen — wie aus 
zahlreichen Veröffentlichungen  hervorgeht — neue Impulse und neue 
Stiftungen wurden ins Leben gerufen 3. Erwähnt seien die Rudolf- und 

1 s. Stolzenburg,  Günter E. H. : Die rechtliche Sonderstellung der Freien 
Sparkassen i m deutschen Sparkassenwesen, hrsg. v. d. Hamburger Sparcasse 
von 1827, Hamburg 1956, S. 9 ff. 

2 Die Zahlen in K lammer geben jeweils das Gründungs jähr an. 
3 s. verschied.  Verf.:  Stiftungspraxis,  Modelle, Erfahrungen,  Akt iv i täten, i n : 

Offene  Welt 1961, S. 186 ff.;  Schairer,  Reinhold: Aufgabe, St ruktur und Ent-
wicklung der Stiftungen, in: Forschungsberichte des Wirtschafts- und Ver-
kehrsministeriums NRW, Nr. 591, Köln/Opladen 1958, S. 31 ff.;  Ballerstedt, 
Kur t — Salzwedel,  Jürgen: Soll das Stiftungsrecht bundesgesetzlich verein-

2* 
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Klara-Kreutzer Stiftung, Nürnberg (1950), bekannt als „J. S. Staedtler 
,Mars' Bleistift- und Füllfederhalterfabrik",  die Friedrich-B auer-Stif-
tung, Burgkundstadt (1953), die Karl-Rudolf-Poensgen-Stiftung,  Düssel-
dorf  (1956), die Fritz-Thyssen-Stiftung, Essen (1959), die Knack'sche 
Stiftung, Frankfurt /M (1960), die Fred-Joachim-Schoeps-Stiftung, 
Mannheim (1961), die Georg-Michael-Pfaff-Gedächtnisstiftung,  Kaisers-
lautern (1962) u. a. mA 

Die Zielsetzung von Stiftungen, die sich ja durch Uneigennutz und 
Freigebigkeit auszeichnen, wurde aber auch in Ersatzformen mit einem 
Stiftungskern zu erreichen gesucht. Hier verdienen die Fazit-Stiftung 
Gemeinnützige Verlagsgesellschaft  mbH (1959) als Trägerin der Frank-
furter  Allgemeinen Zeitung5, die Vermögensverwaltung Bosch (gemein-
nützige) GmbH (1964)6, die Mahle Stiftung GmbH (1964)7 und die Dr. 
Erich-Pfeiffer-Stiftung e. V. (1965)8 erwähnt zu werden. Bei diesen Ge-
bilden handelt es sich um Stiftungen im wirtschaftlichen Sinne, die 
rechtlich in die Form der GmbH oder des eingetragenen Vereins ge-
kleidet sind. 

Die Grundentscheidungen der Wirtschafts-,  Sozial- und Kulturpol i t ik, 
der religiösen und soziologischen Überzeugung haben in mannigfaltiger 
Weise auf die Stiftungswirklichkeit  Einfluß genommen und das Bi ld 
stiftungsmäßiger Erscheinungsformen bunt gefärbt.  Da jedoch die 
Öffentlichkeit  vom Wirken der Stiftungen nur unzureichend Kenntnis 
erhält, sind die Beweggründe, die zur Errichtung der verschiedenartigen 
Stiftungen geführt  haben, einer eingehenden Untersuchung nicht zu-
gänglich, entstammen sie doch jeweils der besonderen persönlichen Be-
wußtseins- und Erlebenssphäre des Stiftungsgründers.  Da das Rechts-
gebilde der Stiftung im Geschichtlichen wurzelt9, vermögen in erster 
Linie die Epochen, in die die Stiftungsgründungen fallen, der Ursachen-
forschung Hinweise auf mögliche Stiftermotive zu geben. 

Die politischen Umwälzungen, wirtschaftlichen Krisen und gesell-
schaftlichen Integrationsprozesse in Deutschland, die im 20. Jahrhun-
dert — besonders in den ersten 50 Jahren — Geschichte machten und 

heitl icht und reformiert  werden, gegebenenfalls mi t welchen Grundzügen?, 
Gutachten für den 44. Deutschen Juristentag, Tübingen 1962, S. 21 f. ( im folg. 
zit. als „Gutachten"). 

4 Diese Stiftungen haben sich der Öffentl ichkeit  bekanntgemacht und kön-
nen deshalb namentlich erwähnt werden. Ein Wertur te i l soll hierdurch nicht 
abgegeben werden. 

5 s. Strickrodt,  Georg: Stiftungsrecht,  Baden-Baden 1962/63 (Loseblatt), 
Abschn. I I 9 c, S. 128, Fußn. 16. 

0 s. NN: Bosch-Kapital w i r d zur größten Industr iest i f tung Deutschlands, in : 
FAZ Nr. 151 v. 3. 7.1964. 

7 s. NN: Mahle-Firmen in St i f tung eingebracht,in: BdW Nr. 299 v. 24.12.1965. 
8 s. NN: St i f tung zugunsten der Belegschaft, in: FAZ Nr. 176 v. 2. 8.1965. 
9 Vgl. Liermann,  Hans: Handbuch des Stiftungsrechts, 1 Bd., Geschichte 

des Stiftungsrechts, Tübingen 1963, Vorwort . 
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deren Ausgang sich jahrelang jeglicher Vorhersage entzog, boten für 
die Ausbreitung des Stiftungsgedankens keinen fruchtbaren  Boden; ist 
doch in Zeiten, denen Unstetigkeit und Uneinheitlichkeit das Gepräge 
geben, das Risiko für die Gründung weit in die Zukunft gerichteter 
Institutionen viel zu groß. 

Erst die mit der Währungsreform  im Jahre 1948 im innerdeutschen 
Raum einsetzende fortlaufende  und weitgehend störungsfreie  Aufbau-
periode, die nach und nach zu einer gefestigten gesellschaftlichen, poli-
tischen und wirtschaftlichen Neuordnung führte, konnte die Voraus-
setzung dafür schaffen,  daß in dem deutschen Staatsbürger das Inter-
esse an staatlichen, sozialen und wissenschaftlich-kulturellen Aufgaben 
wieder erwacht ist und er sich erneut zur Übernahme der Mitverant-
wortung für die Wahrnehmung öffentlicher  Interessen, für die Erhal-
tung der sittlich-rechtlichen Ordnung schlechthin, wieder bereitgefun-
den hat. Die Motive für das Beispiel manchen Unternehmers, sein 
Vermögen in den Dienst der Allgemeinheit zu stellen und sich seines 
Eigentums zu begeben, dürften vorwiegend in diesem neu gewachsenen 
Weltbi ld ihre Wurzel haben; denn Gegenstand der Stiftungen sind ganz 
überwiegend die Gemeinschaftsaufgaben,  die eine von Knappheits-
preisen und Gewinnstreben gesteuerte Marktwirtschaft  nicht oder nur 
unzureichend erfül l t 10 . 

Waren Stiftungen nach dem Wil len ihrer Gründer in Übereinstim-
mung mit der Rechtsordnung bisher als Institutionen zur Förderung des 
Allgemeinwohls, zur Hilfeleistung überhaupt, gedacht, so gab es seit 
dem Ende des zweiten Weltkriegs Strömungen, die dem Rechtsgebilde 
der Stiftung politisch-weltanschaulichen Charakter verleihen wollten. 
In einigen deutschen Bundesländern — namentlich in Hessen — wur-
den Verfassungen erlassen, die in bezug auf die Grundstoffindustrie 
umfassende Sozialisierungsprogramme enthielten11. So sind nach Art . 41 
Abs. 1 Ziff.  1 der Hessischen Verfassung 12 die Betriebe des Bergbaus, 
der Eisen- und Stahlerzeugung und der Energiewirtschaft  in Gemein-
eigentum überzuführen.  Allerdings fehlen Angaben über die rechtliche 
Ausgestaltung dieses Gemeineigentums, ferner  darüber, in welcher 
Weise die Beteiligung an den Betrieben sich vollziehen soll13. Für die 

1 0 Vgl. Mestmäcker,  Ernst-Joachim : Soll das Stiftungsrecht bundesgesetzlich 
vereinheitl icht und reformiert  werden, gegebenenfalls mi t welchen Grund-
zügen?, Referat für den 44. Deutschen Juristentag, Tübingen 1964, S. 14 (im 
folg. zit. als „Referat"). 

1 1 s. hierzu Brünneck,  Wi l t raut v.: Die Verfassung des Landes Hessen v. 
1.12.1946, in : Jahrbuch des öffentlichen  Rechts der Gegenwart, hrsg. v. G. 
Leibholz,  3. Bd. NF, Tübingen 1954, S. 244. 

1 2 Ebenda, S. 260. 
1 3 Erst in dem Abschlußgesetz zu Ar t . 41 der Hessischen Verfassung v. 

6. 7.1954 (GVBl. S. 126) wurde bestimmt, daß die sozialisierten Betriebe in der 
Rechtsform der A G zu führen sind. 


